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FBP-Landesausschuss: Zuerst die Regierungsreform durchziehen 
Eingehende Beratung des vorliegenden Koalitionspapiers - Volksabstimmung über die Erhöhung des Beschäftigungsgrades der Regierung 

(G. M.) - Der FBP-Landesausschuss, 
der vor einigen Wochen einer Verhand­
lungsdelegation ein Mandat für die Aus­
arbeitung einer Koalitionsvereinbarung 
erteilt hatte, nahm am Montag abend 
das vorliegende Ergebnis zur Kenntnis. 
Nach einer gut fünfstündigen Beratung 
beschloss der Landesausschuss, im strit­
tigen Punkt des Beschäftigungsgrades 
für die nebenamtlichen Regierungsmit­
glieder nochmals Verhandlungen mit der 
V U  aufzunehmen: Sollte es  zu einem 
Modell mit einer Beschäftigung von bis 
zu 80 Prozent (bisher 50 Prozent) 
gemäss VU-Vorschlag kommen, so sollte 
dieser Aspekt der Regierurigsreform mit 
den -finanziellen Konsequenzen einer 
Volksabstimmung unterbreitet werden. 
Generell sprach sich der Landesaus­
schuss üir eine vordringliche Inangriff­
nahme der schon lange hängigen Regie­
rungsreform aus, bevor über einzelne 
Beschäftigungsquoten beschlossen wer­
de. 

Bevor der  Landesausschuss auf die 
Diskussion über das vorliegende Koaliti­
onspapier einging, das nach VU-Auffas­
sung nicht hätte veröffentlicht werden 
sollen, berichtete FBP-Präsident Dr .  
Hansjörg Marxer über den Verlauf der 
Verhandlungen und erläuterte die im 
Entwurf der  Vereinbarung stehenden 
Bestimmungen. E r  unterstrich die Pro­
blematik der Koalitionsverhandlungen, 
die dadurch geprägt gewesen seien, dass 
keine der beiden Parteien die absolute 

Der FBP-Landesausschuss befasste sich am Montag abend in einer fünfstündigen Sitzung eingehend mit dem Entwurf der Koali­
tionsvereinbarung . Zuerst sollte nach Ansicht des Landesausschusses die Reform der Regierung durchgeführt werden, bevor 
über den Beschäftigungsgrad einzelner nebenamtlicher Regierungsmitglieder diskutiert wird. (Bild: Beat Schürte) 

Mehrheit habe, womit letztlich eine Rei­
he von Kompromissen eingegangen wer­

den musste. Der FBP-Präsident gab 
auch zu verstehen, dass sich die Delega­

tion jeweils mit dem Präsidium und der  
(Fortsetzung auf Seite 2) 

Nochmals Verhandlungsrunde 
VU erklärt sich bereit zur Diskussion noch offener Fragen 

(G. M.) - Die Vaterländische Union 
(VU), die immer noch an ihrer Vorstel­
lung festhält, die meisten Stimmen bei 
den Wahlen errungen zu haben, aber un­
gern über den Verlust von zwei Manda­
ten als dem entscheidenden Kriterium 
spricht, hat am Montag abend nur wenig 
Kompromissbereitschaft für die Bildung 
einer Koalitionsregierung erkennen las­
sen. VU-Präsident Oswald Kranz erklär­
te allerdings auf Anfrage, dass nochmals 
eine Verhandlungsrunde mit der FBP-
Delegation aufgenommen werde, um of­
fene fragen zu erörtern. 

Erwartungsgemäss rückte die V U  
kaum von ihren Positionen ab, die sie in 
den letzten Wochen eingenommen hat. 
Oswald Kranz,. VU-Parteipräsident, hat­
te an der  Sitzung des VU-Landesvor-
standes ausgeführt, dass das erarbeitete 
Gesamtpaket der  Koalitionsvereinba­
rung eine «tragfähige Basis» darstelle, 
«die den Interessen des Landes ver­
pflichtet ist, wie sie auch der neuen poli­
tischen Konstellation, nach der keine der  
beiden Parteien eine absolute Mehrheit 
besitzt, Rechnung trägt.» 

Ungeachtet dieser Feststellung sprach 
sich der VU-Landesvorstand aber 
gemäss der  Berichterstattung im «Liech­

tensteiner Vaterland» für eine harte, 
kompromisslose Haltung aus. Kein sach­
liches Argument spreche dagegen, hiess 
es, wenn für die nebenamtlichen Regie­
rungsmitglieder die Möglichkeit eines 
wahlweisen Beschäftigungsgrades von 
50 bis 80 Prozent geschaffen werde. Al­
lein dieser erhöhte Beschäftigungsgrad, 
der  nicht nur strukturelle Probleme nach 
sich ziehen würde, sondern auch ansehn­
liche Finanzmittel, ist für die V U  ein «er­
ster und wichtiger Schritt zu einer längst 
fälligen Regierungsreform». 

Dieser Beschäftigungsgrad, den die 
VU ihren nebenamtlichen Kandidaten 
für ein Regierungsamt - zuerst Daniel 
Meier, anschliessend Dr. Michael Ritter 
- offensichtlich versprochen hat, bildet 
nach Angaben des VU-Präsidenten den  
Anlass zu weiteren Verhandlungen mit 
der  FBP, die ihrerseits ein neues Kom­
promissmodell in dieser Sache ent­
wickelte (siehe obenstehender Beitrag). 
Zudem soll über die Forderung des «Ro­
tationsprinzips» bei der  Bestellung des 
Landtagspräsidenten gesprochen wer­
den, das von der Freien Liste (siehe ne­
benstehender Beitrag) neu ins Spiel ge­
bracht wurde. 

Rotation von Personen 
Freie Liste unterbreitete Vorschlag für  das Landtagspräsidium 

(G. M.) - Dite Freie Liste hält vorerst 
an ihrer Absicht fest, keine Regierungs­
beteiligung anzustreben, sondern im 
Landtag eine «konstruktive Opposition» 
zu bilden. Allerdings haben Sprecher 
der Freien Liste verlauten lassen, dass 
die neue Partei im Landtag durchaus be­
reit sei, Verantwortung in verschiedenen 
Kommissionen zu übernehmen. Auch 
den Einsitz in Verwaltungsräten von 
Landesinstituten schliesst die Freie Liste 
nicht aus, wie Wolfgang Marxer am 
Dienstag auf Anfrage erklärte. 

Die Freie Liste brachte für das Land­
tagspräsidium den Vorschlag ein, nach 
dem Rotationsprinzip vorzugehen. Kon­
kret heisst dies, dass jährlich eine andere 
Person den Vorsitz im Landtag überneh­
men würde. Wolfgang Marxer begründe­
te diesen Vorschlag mit einem Blick in 
die Vergangenheit, wo der  letzte Land­
tagspräsident stark im Schussfeld der  
Kritik wegen seiner Amtsführung stand. 
Um dem Vorwurf der Machtposition zu 
begegnen, erklärte Marxer, habe die 
Freie Liste den Vorschlag des wechseln­
den Präsidiums unterbreitet. • 

Im Unterschied zur VU, die mit dem 
Begriff Rotation vor allem einen Wech­

sel der Parteien verbindet, denkt die 
Freie Liste offenbar in erster Linie an ei­
nen .Wechsel der Personen. Es sollte 
konkret nicht während einer ganzen Le­
gislaturperiode die gleiche Person das 
Amt  des Landtagspräsidenten ausüben, 
sondern jedes Jahr sollte ein. Wechsel 
stattfinden. Der VU-Landesvorstand be­
auftragte am Montag abend die VU-
Verhandlungsdelegation, im nächsten 
Gespräch mit der FBP das Rotations­
prinzip zu fordern. Aufgrund der ver­
schiedenartigen Interpretation dieses 
Begriffs zwischen V U  und Freier Liste 
wird es interessant sein zu sehen, wie 
dieser Vorschlag konkretisiert werden 
soll. 

Die Freie Liste setzt ihre Hoffnungen, 
wie Wolfgang Marxer ausführte, weiter­
hin auf eine Koalition zwischen FBP und 
VU. Die neue, dritte Kraft im Landtag 
erwartet nach seinen Worten, dass die 
beiden Koalitionspartner das Ergebnis 
ihrer Verhandlungen de r  Freien Liste 
vorstellen werden, damit ersichtlich sei, 
wie die Freie Liste in diesem Gesamtpa­
ket eingebettet sei. Unter  Einbettung 
versteht die Freie Liste d e n  Einbezug in  
Verwaltungsräte, Kommissionen und 
Beiräte. 

Fragen und Probleme im Verhältnis zwischen Schweiz und Liechtenstein 
«Das Gewerbe» berichtet über den Stand der Verhandlungen zur Abänderung des Zollvertrages - Lösungen erst bei Aufnahme von Verhandlungen 

(G. M.) - Auch nach dem ERW-Ja ha­
ben sich die Wirtschaftsverbände in un­
serem Land mit den Konsequenzen des 
EWR-Beitritts zu beschäftigen. Nach­
dem die Industrie- und Handelskammer 
vor kurzem über den Stand der Ver­
handlungen mit der Schweiz über die 
Änderung des Zollvertrages informierte, 
veröffentlichte dieser Tage auch die Ge­
werbe- und Wirtschaftskammer die Er­
gebnisse einer Informatiönstagung. 
«Das Ja Liechtensteins mit dem gleich­
zeitigen Ziel der Aufrechterhaltung of­
fener Grenzen zur Schweiz», wird Bot­
schafter Dr. Benno Beck zitiert, «wirft 
eine Reihe von fragen und Problemen 
im Verhältnis Liechtenstein-Schweiz und 
gegenüber den EWR-P&rtnem auf.» 

Martin Jehle nach Ausführungen der  
Verbandszeitschrift «Das Gewerbe» aus­
geführt, dass rund 1600 kleinere u n d .  
mittlere Familienbetriebe die liechten­
steinische Binnenwirtschaft zusammen­
hielten. Die unterschiedliche Struktur 
dieser gewerblichen Unternehmen brin­
ge es mit sich, dass unterschiedliche Auf­
fassungen über den Anschluss unseres 
Landes an Europa bestehen würden, 
meinte e r  und wies auch auf Bedenken 
gegen den EWR-Beitritt aus Gewerbe­
kreisen hin: «Ausschliesslich binnenwirt­
schaftlich orientierte Betriebe fürchten 
die ausländische Konkurrenz mehr  als 
Betriebe, die schon seit Jahrzehnten im 
europäischen Markt iri Konkurrenz ste­
hen.» 

An- der. ausserordentlichen Vollver- Botschafter Dr. Benno Beck befasste 
safrimlung der Gewerbe- und Wirt- sich nach dem Verbändsorgan ausführ-
schaftskammer hat Gewerbepräsident lieh mit den Auswirkungen de r  unter­

schiedlichen Abstimmungsresultate in 
der  Schweiz und in Liechtenstein über 
den EWR-Beitritt. Nach seinen Worten 
entsprechen die schweizerischen Be­
stimmungen in weiten Bereichen dem 
EWR-Recht - aber eben nicht durchge­
hend, weshalb Botschafter Beck hier 
den entscheidenden Satz prägte: «Dort, 
wo sie nicht mit dem EWR-Recht  übe­
reinstimmen, stellt sich die Frage, wie 
man diese unterschiedliche Rechtslage 
bei Aufrechterhaltung . der  offenen 
Grenzen zwischen Liechtenstein und der 
Schweiz lösen kann.» 

Verschiedene Arbeitsgruppen haben 
sich auf Expertenebene, wie Botschafter 
Beck weiter ausführte, mit dieser The-
maik befasst, wobei der  Bereich des frei­
en  Warenverkehrs offensichtlich am 
meisten Kopfzerbrechen verursachte: 
«Von liechtensteinischer Seite haben wir-
auf Experten-Ebene für den  Warenver-

KOMMENTAR 
In der Beschäftigung nebenamtlicher 

Regierungsräte au f  neu bis zu 80 Prozent 
sieht die VU gemäss «Vaterland» vom 
Dienstag einen «ersten und wichtigen 
Schritt zu einer längst fälligen Regie­
rungsreform». Während sich die VU 
sonst vehement sträubte, jegliche Sach­
themen in die Koalitionsvereinbarung 
einzubeziehen, soll nun aber plötzlich 
dieser erste Schritt der Regierungsreform 
ins Koalitionspapier aufgenommen wer­
den, weil offenbar seitens der VU derarti­
ge Versprechungen gegenüber ihrem neu­
en Regierungsrat-Kandidaten Dr. Micha­
el Ritter gemacht wurden. 

Dieses Vorgehen zeigt nochmals deut­
lich auf, weshalb sich die FBP in ihrem 
erfolgreichen Wahlkampf für  den Slogan 
«Volksvertreter statt Machtvertreter» aus­
sprach. Die V U  scheint allerdings nach 
wie vor a u f  ihrem Weg der Machtpolitik 
fortfahren zu  wollen, obwohl ihr das 
Volk diesbezüglich eine klare Absage er­
teilt hat. 

Eigenartig: Jahrelang stäubte sich die 
VU gegen die von der FBP geforderte Re-

Das Volk ausklammern ? 

kehr gewisse Lösungsvorschläge erar­
beitet. Diese bedürfen aber  weiterer Ab­
klärungen. Wir können also heute noch 
nicht Lösungen präsentieren. Diese Lö­
sungsvorschläge werden dann in die Ver­
handlungen einzubringen sein.» 

Z u  den Bereichen, die gelöst werden 
müssen, gehört der  freie Warenverkehr 
von EWR-Produkten nach Liechten­
stein, ferner die Einfuhrmöglichkeit von 
Waren aus de r  Schweiz nach Liechten­
stein, auch wenn sie nicht EWR-kon-
form sind. Schliesslich muss gegenüber 
der  Schweiz die Gewähr bestehen, dass 
EWR-Produkte nicht in die Schweiz ge­
langen können, wenn sie nicht schweize­
rischen Bestimmungen entsprechen. 
Und  Liechtenstein muss Vorkehren tref­
fen, dass sein Territorium nicht für U m ­
gehungsgeschäfte für schweizerische 
Waren nach dem E W R  benützt wird. 

gierungsreform, jetzt aber soll diese auf 
einmal a u f  dem kalten Hinterweg via 
Koalitionspapier teilweise in die Tat um­
gesetzt werden. 

Eine Regierungsreform unter Umge­
hung der verfassungsmässig garantierten 
Rechte des Volkes kommt für  die FBP je­
doch nicht in Frage. 

Der FBP-Landesausschuss hat sich am 
Montagabend in einer fünfstündigen Sit­
zung deutlich gegen ein solches Vorgehen 
ausgesprochen. Um aber dennoch die 
Koalition im Interesse des Landes nicht 
platzen zu lassen, beschloss er, der VU 
gleich zwei Kompromisse anzubieten. So  
ist die FBP einerseits bereit, auf  66,66 
Prozent nachzugeben. Andererseits 
schliesst die FBP 80 Prozent, wie von der 
VU gefordert, nicht aus: In diesem Falle 
allerdings soll das Volk gemäss Artikel 66 
der Verfassung entscheiden. Das heisst 
der Landtag miisste den entsprechenden 
Finanzbeschluss zum Referendum aus­
schreiben, respektive direkt einer Volks­
abstimmung unterwerfen. 

Schliesslich geht es nicht nur darum, ob  
die nebenamtlichen Regierungsräte ihr 
Pensum a u f  80 Prozent erhöhen können, 
was de facto einem Vollamt gleichkommt. 
Neu hinzukommen würden zusätzlich 
Nebenkosten, Pensionsansprüche und 
vor allem wohl auch die Anstellung von 
Mitarbeitern. Wie aus dem Ressort Inne­
res, das sich jahrenlang mit der Regie­
rungsreform befasste, seitens Dr. Herbert 
Wille am Landesausschuss zu erfahren 
war, würde den Staat eine solche Regie­
rungsreform gut und gerne Mehrausga­
ben von über 2 Millionen Franken jähr­
lich kosten. Vom Staat sind jetzt aber 
Einsparungen und nicht zusätzliche Ko­
stengefragt. 

Befürworter einer Regierungsreform, 
und zu denen zählt jetzt offensichtlich auf 
einmal die VU, fiihren «die totale Über­
belastung der Regierungsvertreter» («Va­
terland», 20. April 1993) an. Dies scheint 
durchaus bedenkenswert. Andererseits 
aber ist die ungleich grössere Schweiz mit 
ihren auch nur sieben Bundesräten bisher 
gut gefahren, auch wenn in Bern zuwei­
len von Überbelastung die Rede ist. 

Nun, die FBP zeigt gegenüber der VU 
gleich doppelte Kompromissbereitschaft. 
Das Koalitionsangebot steht. Das Volk 
aber bei der Regierungsreform einfach 
umgehen? (Martin Frommelt) 
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